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Hochhinaus für das statusrechtliche Amt: 

Zum Vorsprung durch eine höherwertige Tätigkeit oder die Eignung  
für einen höherwertigen Dienstposten im Prozess der Beurteilung,  
einer Stellenausschreibung oder Beförderungsentscheidung –  
Ein Dissens zur Regelbeurteilung?
Caroline Caspari*

Weicht die (analytische) Bewertung eines Dienstpostens, das 
sog. Amt im konkret-funktionellen Sinne, positiv vom eigenen 
statusrechtlichen Amt ab, weckt die Übernahme der höher
wertigen Tätigkeit ebenso wie das Erlangen der Eignung für 
einen höherwertigen Dienstposten aus individueller Sicht den 
Wunsch nach einer Beförderung oder zumindest nach einer bes-
seren Beurteilung. Zudem sorgen, ungeachtet der Vielzahl ge-
richtlicher Entscheidungen, in der Tiefe der praktischen An-
wendung die beamtenrechtlichen Kollektivaspekte im Gebrauch 
der klassischen Listen zur Reihung immer noch für Zündstoff. 
Anhand eines Beispiels ist – zwischen dem unstrittigen Bewer-
berverfahrensanspruch und der zu wahrenden Chancengleich-
heit, dem Anspruch auf amtsangemessene Beschäftigung, vor 
allem aber den elementaren Regelungen der Bestenauslese so-
wie jenen, die das Organisationsermessen der Behörde dispo-
nieren – aufzuzeigen, warum ein gedankenloser Rückgriff auf 
eine stichtagsbezogene Regelbeurteilung in Auswahlverfahren 
juristische Brisanz entfalten kann und warum im Verständnis 
für deren richtigen Einsatz Rechtsstreitigkeiten vermieden wer-
den können. Ein sachgerechtes Anwenden insbesondere in Masse-
verfahren, die festlegen, wer eine Ernennung erhält, verhindert 
nicht nur das selbstverständlich verbotene „Schubsen“ und 
„Schieben“, sondern bewirkt durch die sich lohnende Leistung 
des Einzelnen eine effektive Aufgabenerfüllung im Sinne der 
Verfassungsgrundsätze.

I. Prolog 

Während Bedienstete mit Spannung die Eröffnung ihrer stich­
tagsbezogenen Beurteilungen 1 erwarten, stecken die personal­
führenden Stellen zuvor eine durchaus immense Energie in das 
dienstrechtliche Instrument zur Reihung der Beamten. 2 Die 
sich ergebende Liste bildet das unabdingbare Fundament unzäh­
liger Entscheidungen. Ohne das berühmte Gesamturteil 3 der 
Beurteilung ist ein rechtlich haltbarer Vergleich einzelner Be­
werber in einem Stellenausschreibungsverfahren 4 nicht mög­
lich. Darüber hinaus formen die stichtagsbezogenen, sog. Re­
gelbeurteilungen eine unerlässliche Grundlage für anstehende 
Beförderungsprozesse. 5 Das Gegenüberstellen von Leistung, 
Eignung und Befähigung zu einem bestimmten Zeitpunkt ist 
damit die wesentliche und maßgebende Ausgangsbasis für alle 
denkbare Auswahlverfahren. 6 

Um im Praktischen existente Missverständnisse auszuräumen, 
wird im Nachfolgenden zu beleuchten sein, ob und ggf. inwie­
weit sich durch die Übernahme einer höherwertigen Tätigkeit 
oder das Erreichen der Eignung für einen höherwertigen Dienst­
posten nicht nur faktisch, sondern auch rechtlich eine besondere 
Konstellation realisiert, die ein Abweichen von der Regelbeur­
teilung als dem juristischen Kernstück ermöglicht oder sogar 
gebietet. Um die Bredouille in der komplex anmutenden Rechts­

materie näher zu umreißen, startet der Text mit einem hypothe­
tischen Gespräch zweier Laien.

II. Ein Flurfunk-Gemurmel als Ouvertüre 

Das frei erfundene Gespräch der rechtlich nicht versierten Per­
sonen enthüllt auf seine Weise mühelos die Probleme im Ein­
zelfall. Es präsentiert exakt die Schwierigkeiten, vor denen der 
jeweilige Bedienstete sowie andere Betroffene stehen. Gleich­
zeitig konkretisiert das Beispiel, wenn auch zunächst in einer 
nicht juristisch anmutenden Gestalt, genauestens die Eckpunk­
te der aufgeworfenen Streitfragen, die es rechtstheoretisch auf­
zuklären gilt; insofern zu den beiden Laien im Zwiegespräch: 
„Wussten Sie eigentlich, dass am 01. Oktober 2025 wieder Be-
förderungen von der Besoldungsgruppe A 10 nach A 11 erfolgen 
sollen?“ – „Nein, wirklich? Wer erhält denn diesmal eine Ur­
kunde?“ – „Auf der Liste der Regelbeurteilungen zum 01.01.2024 
der Besoldungsgruppe A 10 stehen Herr Erster, Frau Zweite, 
Herr Dritter, Frau Vierte, Herr Fünfter, Frau Sechste usw.; 
also in dieser Reihenfolge, oder?“ – „Aber ist für eine Beför­
derung nicht die Eignung für einen höherwertigen Dienstposten 
notwendig? – „Die hätten nur die Bediensteten auf dem Rang-
listenplatz drei bis fünf; wobei Frau Vierte, nachdem ihre Eig-
nung festgestellt wurde, aus dienstlichen Gründen im Moment 
amtsangemessen eingesetzt wird.“ – „Muss ihr im Verfahren 
deshalb ein höherwertiger Dienstposten angeboten werden?“ 
„Und was ist mit Frau Neu in der A 10 auf Ranglistenplatz 12, 
die das Stellenausschreibungsverfahren für den A 11er Dienst-
posten gewonnen hat?“ – „Gute Frage. Hat sie nicht sogar durch 
ihre fachliche Leistung gegenüber Frau Zweite im Assessment­
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